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Bremen 

  

1. Immatrikulations- 
 voraussetzungen 
 
 

§ 32 BremHG1 Hochschulzugang 
(1) Jeder Deutsche und jede Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist zu dem selbst gewählten Hochschulstudium berechtigt, wenn 
er oder sie die für das Studium erforderliche Qualifikation (Allgemeine 
Qualifikationsvoraussetzungen in Form einer allgemeinen oder fachgebundenen 
Hochschulzugangsberechtigung und besondere, fachbezogene 
Qualifikationsvoraussetzungen) nachweist und keine 
Immatrikulationshindernisse vorliegen. 
(2) Rechtsvorschriften, nach denen andere Personen Deutschen nach Absatz 1 
gleichgestellt sind, bleiben unberührt. 
(3) Andere Personen können unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
immatrikuliert werden. 
(4) Zulassungsbeschränkungen, deren Voraussetzungen und das Verfahren 
werden durch besonderes Gesetz geregelt. 
(5) Über Widersprüche, die gegen die Ablehnung eines Antrages auf Zulassung 
zum Studium und in Immatrikulationsangelegenheiten eingelegt worden sind, 
entscheidet der Rektor oder die Rektorin. 
 
§ 33 BremHG Hochschulzugangsberechtigung  
(1) Die Hochschulzugangsberechtigung zum Studium an der Universität Bremen 
wird erworben durch 
1.  das Bestehen der Reifeprüfung oder Abiturprüfung an einer öffentlichen 

oder staatlich anerkannten Schule oder durch das Bestehen der 
Reifeprüfung oder Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler 
(allgemeine Hochschulreife) im Geltungsbereich des Grundgesetzes; 

2.  das Bestehen der Abschlussprüfung oder den Nachweis von mindestens 90 
Leistungspunkten aus einem Bachelorstudium an einer Fachhochschule 
oder der Hochschule für Künste der Freien Hansestadt Bremen oder an 
einer staatlichen oder staatlich anerkannten Fachhochschule oder Kunst- 
oder Musikhochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes; 

3.  das Bestehen der Prüfung für die Zulassung zum Hochschulstudium ohne 
Reifeprüfung oder einer entsprechenden Prüfung im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, soweit sie als Hochschulzugangsberechtigung nach dem 
Recht des jeweiligen Landes anerkannt ist; 

4.  eine von der Senatorin für Kinder und Bildung gemäß § 39 des Bremischen 
Schulgesetzes durch Rechtsverordnung oder im Einzelfall als der 
allgemeinen Hochschulreife gleichwertig anerkannte Vorbildung; 

5.  eine im Ausland erworbene Hochschulzugangsberechtigung, wenn sie in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union erworben wurde oder wenn 
und soweit sie auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder nach 
einer Entscheidung der Universität allein oder in Verbindung mit einer 
Prüfung zur Feststellung der Hochschulreife der allgemeinen 
Hochschulreife nach Nummer 1 gleichwertig ist. Das Nähere regelt die 
Universität Bremen durch eine Ordnung. 

(2) Zum Studium an der Hochschule für Künste oder zu einem gemeinsam mit 
einer anderen Hochschule maßgeblich auch an der Hochschule für Künste 
durchgeführten Studium wird die Hochschulzugangsberechtigung durch den 
Nachweis der besonderen künstlerischen Befähigung für das gewählte Studium 
oder durch eine Zugangsberechtigung nach den Absätzen 1, 3, 3a, 3b, 4 oder 5 
in Verbindung mit dem Nachweis der künstlerischen Befähigung für das 
gewählte Studium erworben. Das Nähere regelt die Senatorin für Wissenschaft 
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und Häfen durch Rechtsverordnung. Der Nachweis der künstlerischen 
Befähigung oder der besonderen künstlerischen Befähigung wird durch eine 
Prüfung nach einer von der Hochschule für Künste erlassenen Prüfungsordnung 
durchgeführt; für die Zulassung zur Prüfung und ihren Umfang sowie die 
Leistungsbewertung und das Prüfungsverfahren gilt § 62 sinngemäß. 
(3) Die Hochschulzugangsberechtigung zum Studium an den Fachhochschulen 
wird erworben durch 
1.  die Hochschulreife nach Absatz 1; 
2.  ein im Geltungsbereich des Grundgesetzes erworbenes Zeugnis der 

Fachhochschulreife; 
3.  eine von der Senatorin für Kinder und Bildung gemäß § 39 des Bremischen 

Schulgesetzes durch Rechtsverordnung oder im Einzelfall als der 
Fachhochschulreife gleichwertig anerkannte Vorbildung; 

4.  eine im Ausland erworbene Hochschulzugangsberechtigung, wenn sie in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union erworben wurde oder wenn 
und soweit sie auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder nach 
einer Entscheidung der Hochschule allein oder in Verbindung mit anderen 
Zugangsvoraussetzungen der Fachhochschulreife nach Nummer 2 
gleichwertig ist. Das Nähere regelt die Hochschule durch eine Ordnung. 

(3a) Eine Hochschulzugangsberechtigung zum Studium im Sinne von Absatz 1 
bis 3 hat auch, wer 
1.  eine Meisterprüfung bestanden hat, 
2.  eine nach Zugangsvoraussetzungen, Dauer, erteilter 

Gesamtunterrichtsstundenzahl und Abschlussziel der Meisterfortbildung 
vergleichbare Ausbildung absolviert und eine der Meisterprüfung 
vergleichbare Prüfung bestanden hat, 

3.  einen Bildungsgang einer zweijährigen Fachschule mit staatlicher Prüfung 
oder einen nach Aufnahmevoraussetzungen, Dauer, erteilter 
Gesamtunterrichtsstundenzahl und Abschlussziel vergleichbaren 
Bildungsgang absolviert und jeweils die Abschlussprüfung bestanden hat, 

4.  über einen Fortbildungsabschluss nach den §§ 53 oder 54 des 
Berufsbildungsgesetzes oder den §§ 42 oder 42a der Handwerksordnung 
verfügt, sofern der Lehrgang mindestens 400 Unterrichtsstunden umfasst 
hat oder 

5.  über einen Abschluss nach vergleichbarer Fortbildung für Berufe im 
Gesundheitswesen sowie im Bereich der sozialpflegerischen oder 
sozialpädagogischen Berufe verfügt. 

Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen ist ermächtigt, durch Verordnung die 
Einzelheiten für die erforderliche Feststellung der Vergleichbarkeit festzulegen 
und die Vergleichbarkeit bestimmter Bildungsgänge festzustellen. 
(3b) Eine fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung zum Studium im 
Sinne von Absatz 1 bis 3 entsprechend der beruflichen Ausbildung hat 
vorbehaltlich der Regelung in Absatz 2 zum Nachweis der erforderlichen 
künstlerischen Befähigung auch, wer 
1.  eine dreijährige Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen hat oder 
2.  eine zweijährige Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen und eine 

Eignungsprüfung bestanden oder ein Probestudium erfolgreich absolviert 
hat oder 

3.  außerhochschulisch entsprechende Kenntnisse und Fähigkeiten erworben 
und durch geeignete Unterlagen nachgewiesen hat, eine Eignungsprüfung 
bestanden und ein Probestudium erfolgreich absolviert hat; eine 
Anrechnung der nachgewiesenen entsprechenden Kenntnisse und 
Fähigkeiten erfolgt auf der Grundlage der Verordnung und der 
Hochschulsatzung nach Satz 3 und Satz 4. 
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Ein erfolgreiches Studium an einer Fachhochschule oder der Hochschule für 
Künste mit dem Nachweis von erbrachten 60 Leistungspunkten hebt die 
Fachbindung auf. Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen ist ermächtigt, 
durch Verordnung das Nähere zum Verfahren und zu prüfungsrechtlichen 
Anforderungen an die Eignungsprüfung und die Anerkennung von 
nachgewiesenen Fähigkeiten und Kenntnissen sowie die Dauer eines 
Probestudiums festzulegen. Weitere Einzelheiten dazu regeln die Hochschulen 
durch Satzung. 
(3c) Die Hochschulzugangsberechtigung zum Studium gemäß den Absätzen 1 
bis 3 wird auch erworben durch eine im Ausland erworbene 
Hochschulzugangsberechtigung, die nicht die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nummer 5 oder des Absatzes 3 Nummer 4 erfüllt, wenn eine Zugangsprüfung 
an einer bremischen Hochschule bestanden wurde. Durch die Zugangsprüfung 
wird festgestellt, ob die fachliche Eignung und die methodischen Fähigkeiten für 
das Studium eines Studiengangs oder für das Studium bestimmter fachlich 
verwandter Studiengänge bestehen. Zur Vorbereitung auf die Zugangsprüfung 
können die Hochschulen die verpflichtende Teilnahme an einem 
Vorbereitungsstudium entsprechend § 43 verlangen. Das Nähere regelt die 
Senatorin für Wissenschaft und Häfen durch Rechtsverordnung. 
(4) Zur Prüfung, ob eine im Ausland erworbene Hochschulzugangsberechtigung 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 5 oder des Absatzes 3 Nummer 
4 erfüllt und eine Zugangsprüfung nicht erforderlich ist, können die Hochschulen 
einen Dritten beauftragen, eine Bewertung vorzunehmen, die der Entscheidung 
der Hochschule zur Gleichwertigkeit zugrunde gelegt wird. Das Nähere regeln 
die Hochschulen in einer Ordnung. Die Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber haben die für die Prüfung nach Satz 1 erforderlichen 
Unterlagen fristgerecht bei der von der jeweiligen Hochschule bezeichneten 
Stelle einzureichen. 
(5) Eine fachgebundene Hochschulreife erwirbt auch, wer ein weiterbildendes 
Zertifikatsstudium nach Absatz 8a in Verbindung mit § 60 an einer Hochschule 
der Freien Hansestadt Bremen absolviert und mindestens 60 Leistungspunkte 
erworben hat, wenn dieses Studium für die angestrebte fachgebundene 
Hochschulreife fachlich einschlägig ist. Absatz 1 Nummer 2 gilt entsprechend. 
Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen regelt durch Rechtsverordnung die 
näheren Voraussetzungen einschließlich des Verfahrens zum Erwerb der 
fachgebundenen Hochschulreife. 
(6) Der Zugang zu einem nicht weiterbildenden Masterstudiengang setzt voraus, 
dass ein berufsqualifizierendes Hochschulstudium absolviert und alle Studien- 
und Prüfungsleistungen für den Abschluss spätestens zwei Wochen nach 
Lehrveranstaltungsbeginn des Masterstudiengangs gemäß § 48 Absatz 1 oder 
im Wintersemester 2020/2021 sowie im Sommersemester 2021 einschließlich 
digitalisierter Formate mit ihren Besonderheiten hinsichtlich Authentifizierung 
und Durchführung bis zu einem vom Rektor oder von der Rektorin bestimmten 
Termin, der unbillige Härten aufgrund von Verzögerungen im 
Prüfungsgeschehen im Sommersemester 2020 und im Wintersemester 
2020/2021 vermeidet, erbracht sind; das Abschlusszeugnis, das zugleich das 
Bestehen der Abschlussprüfung nachweist, kann innerhalb einer von den 
Hochschulen zu bestimmenden, angemessenen Frist nachgereicht werden. Die 
Hochschulen bestimmen weitere Zugangsvoraussetzungen. Satz 1 gilt nicht für 
das Lehramtsstudium; die Zugangsvoraussetzungen werden insoweit durch das 
Bremische Lehrerausbildungsgesetz und die dazu ergangenen Ordnungen 
festgelegt. 
(7) Neben den allgemeinen Qualifikationsvoraussetzungen und der 
Hochschulzugangsberechtigung im Sinne von § 32 Abs. 1 können die 
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Hochschulen für einzelne Studiengänge sowie das Lehramtsstudium über die 
Absätze 1 bis 5 hinausgehend besondere Kenntnisse oder 
Eingangsvoraussetzungen oder den Nachweis der Eignung in einem 
Eignungsfeststellungsverfahren verlangen, wenn das betreffende Studium 
zwingend besondere qualitative Anforderungen stellt, die jeweils zu begründen 
sind. Die besonderen qualitativen Anforderungen können in geeigneten Fällen 
während des Studiums erfüllt werden. Die Hochschulen können bei Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Satz 1 bestimmen, dass der Zugang zu bestimmten 
Studiengängen vom Nachweis einer praktischen Ausbildung oder Tätigkeit, 
besonderer Sprachkenntnisse, sportlicher, musischer oder künstlerischer oder 
sonstiger studiengangsspezifischer Eignung abhängig ist. Für das 
Eignungsfeststellungsverfahren können fachspezifische Mindestnoten, 
Auswahlgespräche oder Tests oder eine Kombination dieser Kriterien zugrunde 
gelegt werden. Die Einzelheiten des Eignungsfeststellungsverfahrens, 
insbesondere die zugrunde zu legenden Auswahlkriterien, das Verfahren, die 
Rechtsmittel und die Anforderungen an die Begründung der Erforderlichkeit 
besonderer Qualifikationsvoraussetzungen werden durch Hochschulsatzung 
festgelegt. Die Satzung bedarf der Genehmigung durch die Senatorin für 
Wissenschaft und Häfen. 
(8) Der Zugang zu weiterbildenden Masterstudiengängen setzt voraus, dass die 
Bewerberin oder der Bewerber entweder 
1.  ein berufsqualifizierendes Studium erfolgreich abgeschlossen und eine in 

der Regel mindestens einjährige einschlägige Berufstätigkeit oder eine 
entsprechende einschlägige Tätigkeit nachweisen kann oder 

2.  die erforderliche Eignung im Beruf oder auf andere Weise erworben hat 
und dies nachweisen kann. Dies ist erfüllt, wenn nach Vorliegen der 
Zugangsvoraussetzungen gemäß § 33 Absatz 1 bis 4 eine mindestens 
dreijährige einschlägige Berufstätigkeit ausgeübt und eine Eignungsprüfung 
der Hochschule bestanden wurde, durch die die Gleichwertigkeit der 
beruflichen Qualifikation mit der eines abgeschlossenen 
berufsqualifizierenden Studiums festgestellt wird. 

Die Hochschulen können für einzelne weiterbildende Masterstudiengänge 
besondere Kenntnisse und Zugangsvoraussetzungen vorsehen, wenn das 
betreffende Studium zwingend besondere qualitative Anforderungen stellt. 
(8a) Der Zugang zu weiterbildenden Zertifikatsstudienangeboten setzt eine in 
der Regel mindestens einjährige Berufstätigkeit oder eine entsprechende 
einschlägige Tätigkeit voraus, in der der Bewerber oder die Bewerberin die für 
eine Teilnahme erforderliche Eignung erworben hat, ohne die Voraussetzungen 
der Absätze 1 bis 4 zu erfüllen oder ohne ein abgeschlossenes 
berufsqualifizierendes Studium. 
(8b) Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen erlässt eine Rechtsverordnung 
zu den Inhalten, zum Verfahren und zu weiteren Einzelheiten der 
Eignungsprüfung nach Absatz 8. 
(9) Zu anderen Maßnahmen und Veranstaltungen der Weiterbildung (§ 60) 
haben Bewerber und Bewerberinnen auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen 
der Absätze 1 bis 8a Zugang. 
(10) Schülern und Schülerinnen, die nach dem einvernehmlichen Urteil von 
Schule und Hochschule besonders begabt sind, kann im Einzelfall genehmigt 
werden, ohne Hochschulzugangsberechtigung und ohne Immatrikulation an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen sowie Studien- und Prüfungsleistungen zu 
erbringen, die bei einem späteren einschlägigen Studium nach Maßgabe der 
Prüfungsordnungen anerkannt werden. 
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§ 34 BremHG Immatrikulation 
1) Die Immatrikulation erfolgt durch die Eintragung in die Immatrikulationsliste 
der Hochschule für einen Studiengang. Für einen weiteren Studiengang kann 
nur immatrikuliert werden, wenn dies im Hinblick auf das Studienziel sinnvoll ist 
und dadurch andere Bewerber und Bewerberinnen nicht vom Studium 
ausgeschlossen werden. Im Rahmen von Hochschulkooperationen können 
Studierende auch an mehreren Hochschulen immatrikuliert sein; dies wird in der 
Immatrikulationsbescheinigung ausgewiesen. 
(2) Mit der Immatrikulation werden die Studierenden Mitglieder der Hochschule 
und zum gewählten Studium zugelassen. Die Immatrikulation ist auf den ersten 
Teil des Studiengangs zu beschränken, soweit an einer Hochschule für diesen 
eine höhere Ausbildungskapazität als für spätere Teile des Studiengangs 
besteht; es muss gewährleistet sein, dass die Studierenden ihr Studium an einer 
anderen Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes fortsetzen können. 
(3) Personen, die eine Doktorarbeit anfertigen, werden für ein 
Promotionsstudium als Doktoranden oder Doktorandinnen an der Hochschule 
immatrikuliert. Die Immatrikulation kann nach näherer Bestimmung der 
Immatrikulationsordnung in einer gesonderten Immatrikulationsliste erfolgen. 
Die Hochschule stellt die wissenschaftliche Betreuung der Doktoranden und 
Doktorandinnen sicher. Sie soll ihnen forschungsorientierte Studien anbieten 
und den Erwerb von akademischen Schlüsselqualifikationen ermöglichen. Die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Meisterschüler und Meisterschülerinnen 
sowie Studierende mit dem Ziel des Konzertexamens an der Hochschule für 
Künste mit der Maßgabe, dass die Hochschulen die künstlerische Betreuung 
sicherstellen. 
(4) Studienanfänger und Studienanfängerinnen werden in der Regel zum 
Wintersemester immatrikuliert. Das Rektorat kann entscheiden, 
Studienanfänger und Studienanfängerinnen in bestimmten Studiengängen oder 
an der Hochschule auch im Sommersemester zu immatrikulieren. 
(5) In allen Angelegenheiten der Immatrikulation entscheidet der Rektor oder die 
Rektorin. 
 
§ 35 BremHG Immatrikulation mit kleiner Matrikel und Probestudium 
(1) Die Hochschulen können Bewerber und Bewerberinnen ohne 
Hochschulzugangsberechtigung ohne die für die gewählte Hochschulart oder 
den gewählten Studiengang erforderliche Hochschulzugangsberechtigung nach 
§ 33, die entweder eine abgeschlossene Berufsausbildung und eine fünfjährige 
Erwerbstätigkeit oder entsprechende Ersatzzeiten nachweisen, jeweils für die 
Dauer eines Semesters, insgesamt jedoch längstens für vier Semester, für 
einen Studiengang mit Kleiner Matrikel immatrikulieren, wenn glaubhaft 
gemacht wird, dass sie innerhalb von zwei Jahren die 
Hochschulzugangsberechtigung erwerben wollen. Das gilt gleichermaßen für 
Bewerberinnen und Bewerber, die ein Probestudium nach § 33 Absatz 3b 
Nummer 3 absolvieren. 
(2) Die Immatrikulation für ein Probestudium ist nur zum ersten Fachsemester 
des betreffenden Studiengangs möglich. Die Hochschule entscheidet über die 
endgültige Immatrikulation nach § 34 Absatz 1 und zugleich über die 
Anrechnung von Studienleistungen aus dem Probestudium auf das weitere 
Studium. 
(3) Das Nähere regeln die Immatrikulationsordnungen. Einzelheiten zum 
Probestudium können auch in einer eigenen Probestudiums-Ordnung geregelt 
werden. 
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§ 36 BremHG Immatrikulationsvoraussetzungen 
Allgemeine Immatrikulationsvoraussetzungen sind: 
1.  der Nachweis der Hochschulzugangsberechtigung nach § 33 oder der 

Studienberechtigung nach § 35, 
2.  die Erfüllung von Verpflichtungen, die durch Gesetz oder auf Grund eines 

Gesetzes zur Immatrikulationsvoraussetzung gemacht worden sind, 
3.  soweit erforderlich, der Nachweis nach § 33 Abs. 6 oder 7, 
4.  bei Bewerbern und Bewerberinnen, die ihre 

Hochschulzugangsberechtigung nicht an einer deutschsprachigen 
Einrichtung erworben haben, der Nachweis deutscher Sprachkenntnisse, 
der die erfolgreiche Teilnahme an den Lehrveranstaltungen ermöglicht; bei 
Fremdsprachenstudiengängen oder Studiengängen mit fremdsprachigen 
Lehrveranstaltungen oder Praktika ist der Nachweis entsprechender 
Kenntnisse der jeweiligen Sprache erforderlich. 

5.  soweit für den betreffenden Studiengang Höchstzulassungszahlen 
festgesetzt sind, die Zuweisung eines Studienplatzes, 

6.  die Mitteilung über den ersten Wohnsitz, 
7.  der Nachweis der Zahlung von Beiträgen, Gebühren und Entgelten nach 

den §§ 46, 109 Absatz 3 und § 109a sowie nach § 12 des 
Studierendenwerksgesetzes, 

8.  ein Bewerbungsschreiben, das Aufschluss über die Motivation und Eignung 
des Studienbewerbers oder der Studienbewerberin für das gewählte 
Studienfach gibt und zur Grundlage der Studienberatung durch die 
Hochschulen gemacht werden kann. Die Abgabe eines 
Bewerbungsschreibens kann durch Satzung der Hochschulen verbindlich 
festgelegt und als Ergänzung zum Nachweis der 
Hochschulzugangsberechtigung verlangt werden. Der Hochschulzugang ist 
nicht von einer Bewertung der Inhalte des Bewerbungsschreibens 
abhängig. 

Die Erbringung der Nachweise nach den Nummern 2, 3, 4 und 7 kann für die 
Immatrikulation zum Wintersemester 2020/21 und zum Sommersemester 2021 
nach Entscheidung des Rektors oder der Rektorin der Hochschulen einmalig 
insgesamt oder durch Entscheidung im Einzelfall zur Vermeidung einer 
unbilligen Härte angemessen hinausgeschoben werden. 
 
§ 37 BremHG Immatrikulationshindernisse, Befristung 
(1) Die Immatrikulation ist zu versagen, wenn der Studienbewerber oder die 
Studienbewerberin 
1.  die Voraussetzungen des § 36 nicht erfüllt, 
2.  an einer anderen Hochschule, außer im Falle des § 34 Abs. 1 Satz 3, 

immatrikuliert ist, 
3.  in dem Studiengang, unabhängig von den belegten Fächern, für den er 

oder sie die Immatrikulation beantragt, oder in einem fachlich 
entsprechenden Studiengang an einer Hochschule im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes eine nach der Prüfungsordnung erforderliche Prüfung 
endgültig nicht bestanden oder eine für das Bestehen erforderliche 
Prüfungsleistung endgültig nicht erbracht hat,2 

4.  durch Widerruf oder Rücknahme der Immatrikulation oder durch 
Exmatrikulation, verbunden mit einem Verbot der Wieder-Immatrikulation, 
vom Studium im Geltungsbereich des Grundgesetzes auf Grund von 
landesrechtlichen Vorschriften zum Ordnungsrecht ausgeschlossen ist; das 
Immatrikulationshindernis besteht für die Dauer des verhängten 
Ausschlusses, es sei denn, dass für den Bereich der Hochschule die 
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Gefahr einer Beeinträchtigung wegen der Ausschlussgründe nicht oder 
nicht mehr besteht. 

(2) Die Immatrikulation kann versagt werden, wenn der Studienbewerber oder 
die Studienbewerberin 
1.  die in der Immatrikulationsordnung der Hochschule geforderten Unterlagen 

nicht vorlegt, 
2.  die für die Immatrikulation vorgeschrieben Formen und Fristen nicht einhält. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV3 Aufgaben im Zentralen 

Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
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(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 
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4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
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(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
 
§ 3 HZG4 Auswahlverfahren 
(1) Soweit Studiengänge in das zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, 
werden die Studienplätze nach den Bestimmungen des Staatsvertrages und der 
hierzu ergangenen Rechtsverordnungen vergeben. Auf das von den 
Hochschulen durchzuführende Auswahlverfahren nach Artikel 10 des 
Staatsvertrages findet Absatz 2 Nummer 2 Satz 4 bis 6 Anwendung. 
(2) Soweit Studiengänge nicht in das zentrale Vergabeverfahren einbezogen, 
aber Zulassungszahlen festgesetzt worden sind, gelten – unbeschadet des § 4 
– für die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber die Artikel 8 bis 10 des 
Staatsvertrages entsprechend mit folgenden Maßgaben: 
1.  Durch Verordnung kann von der Bildung von Vorabquoten nach Artikel 9 

Absatz 1 Nummer 2 und 4 des Staatsvertrages abgesehen und die Summe 
der Vorabquoten mit weniger als 2/10 vorgesehen werden. 

2.  Abweichend von Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 des Staatsvertrages werden die 
Studienplätze zu vier Fünfteln nach dem Ergebnis eines Auswahlverfahrens 
der Hochschulen vergeben, im Übrigen nach der Dauer der Zeit seit dem 
Erwerb der Qualifikation für den gewählten Studiengang (Wartezeit). Zu 
berücksichtigen sind bis zu sieben Semester Wartezeit. Die jeweilige 
Hochschule vergibt die Studienplätze in diesem Verfahren 
a)  nach dem Grad der Qualifikation, 
b)  nach gewichteten Einzelnoten der Qualifikation, die über die 

fachspezifische Eignung Auskunft geben, 
c)  nach dem Ergebnis eines allgemeinen oder fachspezifischen 

Studierfähigkeitstests oder eines schriftlichen Auswahltests, 
d)  nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit, 
e)  nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden 

Gesprächs mit den Bewerberinnen und Bewerbern, das Aufschluss über 
die Motivation der Bewerberin oder des Bewerbers und über die 
Identifikation mit dem gewählten Studium und dem angestrebten Beruf 
geben sowie zur Vermeidung von Fehlvorstellungen über die 
Anforderungen des Studiums dienen soll, 

f)  nach der Bewertung schriftlicher Erläuterungen zur Begründung der 
Studien- und Berufswahl, 

g)  auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach den Buchstaben a) bis 
f). 

Bei der Auswahlentscheidung muss dem Grad der Qualifikation eine 
maßgebliche Bedeutung gegeben werden. Im Übrigen regeln die Hochschulen 
durch genehmigungspflichtige Satzungen die zu berücksichtigenden 
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Auswahlkriterien, ihre Verbindung und Gewichtung, die Teilnahme am 
Auswahlverfahren sowie die Einzelheiten des durchzuführenden 
Auswahlverfahrens. In Fächern, in denen mindestens drei Jahre hintereinander 
je Studienplatz drei Ablehnungen oder mehr erteilt werden mussten, sind 
mindestens zwei Auswahlkriterien nach Satz 3 der Auswahlentscheidung 
zugrunde zu legen. Dieses zweite Auswahlkriterium muss notenunabhängig sein 
und in der Regel in einem Testverfahren bestehen. Die Satzungen legen unter 
Beachtung der Sätze 5 und 6 die der Auswahlentscheidung zugrunde zu 
legenden Auswahlkriterien aus der abschließenden Aufzählung aus Satz 3 fest. 
2a.  Abweichend von Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 des Staatsvertrages kann durch 

Verordnung vorgesehen werden, dass vor dem Auswahlverfahren nach 
Nummer 2 und nach der bevorzugten Auswahl nach Artikel 8 Absatz 3 des 
Staatsvertrages eine bevorzugte Auswahl von Bewerberinnen und 
Bewerbern für ein Lehramtsstudium mit dem Studienfach Musikpädagogik 
erfolgt, wenn sie eine Musikaufnahmeprüfung bestanden haben. 

3.  Abweichend von Artikel 10 Absatz 1 Satz 3 des Staatsvertrages findet ein 
Prozentrangverfahren nicht statt. Landesquoten werden nicht gebildet. 

4.  Durch Verordnung kann für Studiengänge, die den Nachweis einer 
künstlerischen oder sportlichen Eignung voraussetzen, die Auswahl 
abweichend von Nummer 2 allein nach dem Grad der künstlerischen oder 
sportlichen Qualifikation vorgesehen werden; die Gültigkeit des Nachweises 
der künstlerischen oder sportlichen Qualifikation kann befristet werden. 

5.  Durch Verordnung kann innerhalb der Quoten nach Nummer 2 die Bildung 
einer besonderen Auswahlquote für Bewerberinnen und Bewerber mit einer 
Hochschulzugangsberechtigung nach § 33 Absatz 3b oder nach § 35 
Absatz 2 des Bremischen Hochschulgesetzes entsprechend dem Anteil 
dieser Bewerberinnen und Bewerber an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber bestimmt und für sie die Auswahl 
abweichend von Nummer 2 geregelt werden; berufliche Qualifikationen und 
Berufserfahrungen sollen berücksichtigt werden. 

6.  Bei Masterstudiengängen nach § 54 des Bremischen Hochschulgesetzes, 
die nicht zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führen, kann die 
Zulassung abweichend von Nummer 2 geregelt werden; an die Stelle der 
Durchschnittsnote soll die Note des abgeschlossenen Studiums treten. 

7.  In Studiengängen, die gemeinsam mit einer anderen Hochschule oder einer 
anderen Organisationseinheit nach § 13a des Bremischen 
Hochschulgesetzes betrieben werden, kann die Zulassung abweichend von 
den Artikeln 8 bis 10 des Staatsvertrages unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten des gemeinsamen Studiengangs geregelt werden. Satz 1 
gilt entsprechend für die Aufnahme von Studierenden nach § 44a des 
Bremischen Hochschulgesetzes. 

(3) Das Vergabeverfahren und das Bewerbungsverfahren einschließlich der 
Formen und Fristen sind nach Maßgabe des Staatsvertrages durch Verordnung 
zu bestimmen. 
 
§ 4 HZG Zulassung zu höheren Fachsemestern 
(1) Ist in einem Studiengang eine Zulassungszahl für höhere als das erste 
Fachsemester festgesetzt, so werden die verfügbaren Studienplätze an 
Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die für diesen Studiengang die 
Voraussetzungen für die Aufnahme in das betreffende höhere Fachsemester 
erfüllen. 
(2) Nach Abzug der Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Nummer 1 und 3 des 
Staatsvertrages werden die Studienplätze zunächst an Bewerberinnen und 
Bewerber vergeben, die für diesen Studiengang bereits an einer Hochschule in 
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einem Mitgliedstaat der Europäischen Union eingeschrieben waren oder sind, 
oder die aufgrund einer Einstufungsprüfung in ein höheres Fachsemester 
aufgenommen werden können. Die danach verbleibenden Studienplätze werden 
an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die die Voraussetzungen für das 
höhere Fachsemester des gewählten Studiengangs durch die Anrechnung von 
Studienleistungen aus anderen Studiengängen erworben haben. Ist eine 
Auswahl unter den Bewerberinnen und Bewerbern nach Satz 1 oder Satz 2 
erforderlich, so werden gegebenenfalls Quoten nach § 3 Absatz 2 Nummer 5 
gebildet; für die Auswahl gilt § 3 Absatz 2 Nummer 2 lit. a und § 3 Absatz 2 
Nummer 5 entsprechend. 
(3) Die Einzelheiten der Auswahl einschließlich der Höhe der Quoten werden 
durch Verordnung geregelt. 
 
§ 5c HZG Internationale Studierende auf der Grundlage einer 
Kooperationsvereinbarung nach § 44a des Bremischen 
Hochschulgesetzes 
(1) Internationale Studierende, die auf der Grundlage einer 
Kooperationsvereinbarung einer bremischen Hochschule mit einer oder 
mehreren ausländischen Hochschulen nach § 44a des Bremischen 
Hochschulgesetzes an Lehr- und Prüfungsveranstaltungen teilnehmen, werden 
abweichend von § 3 aufgenommen. Über die Aufnahme entscheidet eine 
Auswahlkommission nach § 44a Absatz 1 Satz 2 des Bremischen 
Hochschulgesetzes. 
(2) Für die Aufnahme der Studierenden nach Absatz 1 wird die 
Ausbildungskapazität nach § 2 Absatz 6 Nummer 4 berücksichtigt. Das Nähere 
kann die Hochschule durch Satzung regeln. 
(3) § 5b Satz 1 und 2 finden entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass 
an die Stelle der Immatrikulation die Aufnahme als Studierende tritt. 

2. Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

 
 
 

§ 12 BremHG5 Vereinbarungen der Hochschulen über die Zusammenarbeit 
(1) Zur besseren Aufgabenerfüllung wirken die staatlichen Hochschulen 
untereinander und mit anderen Hochschulen und öffentlichen oder öffentlich 
geförderten Forschungs- und Bildungseinrichtungen, auch außerhalb der 
Landesgrenzen und im europäischen und außereuropäischen Raum, 
zusammen. 
(2) Führen Hochschulen einen oder mehrere Studiengänge gemeinsam durch, 
wird jeweils eine gemeinsame Prüfungsordnung erlassen. Die Hochschulen 
haben durch die Gestaltung des Studiums und der Prüfungen die 
Voraussetzungen einer gegenseitigen Anrechnung und Anerkennung 
gleichwertiger Studien- und Prüfungsleistungen zu schaffen. 
(3) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 treffen die Hochschulen 
untereinander oder mit den in Absatz 1 genannten anderen Einrichtungen 
Vereinbarungen, die gemeinsame Gremien mit bestimmten 
Entscheidungsbefugnissen vorsehen sollen. 
(4) Zur Erfüllung der Aufgaben in Lehre und Forschung für einen integrierten 
Studiengang, der mehrere Hochschulen betrifft, setzen die betroffenen 
Hochschulen durch Vereinbarung ein gemeinsames Gremium ein, das für den 
Bereich dieses Studiengangs Aufgaben des Fachbereichsrates wahrnimmt. 
(5) Soweit es für das Zusammenwirken der Hochschulen im Sinne des Absatzes 
1 erforderlich ist, können hauptberuflich tätige Angehörige des öffentlichen 
Dienstes im Sinne von § 5 Abs. 1 Satz 1 mehreren, auch auswärtigen 
Hochschulen als Mitglieder zugeordnet werden. Die Zuordnung bestimmt das 
Maß der Wahrnehmung ihrer hauptberuflichen Aufgaben an der einzelnen 
Hochschule. Die Rechtsstellung der Bediensteten wird im Übrigen durch die 
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ursprüngliche Zugehörigkeit zu einer Hochschule, ansonsten durch die 
Zuordnung bei der Einstellung bestimmt. 
 
§ 53 BremHG Studiengänge 
(1) Die Studiengänge werden durch Prüfungsordnungen geregelt und führen in 
der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss. Als berufsqualifizierend 
im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der Abschluss eines Studiengangs, durch 
den die fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine 
berufliche Einführung vermittelt wird. Soweit das jeweilige Studienziel eine 
berufs- oder fachpraktische Tätigkeit erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des 
Studiums inhaltlich und zeitlich abzustimmen und nach Möglichkeit in den 
Studiengang einzuordnen. 
(2) Die Einrichtung eines neuen Studiengangs setzt ein Planungsverfahren 
voraus, das die Hochschule einleitet, wenn es nicht auf Grund der 
Hochschulgesamt- und Wissenschaftsplanung oder einer Ziel- und 
Leistungsvereinbarung von der Senatorin für Wissenschaft und Häfen 
eingeleitet wird. 
(3) Das Planungsverfahren wird von einer oder mehreren Hochschulen 
durchgeführt. Sachverständige aus benachbarten Hochschulen sollen an dem 
Planungsverfahren beteiligt werden. 
(4) Vor der Einrichtung eines Studienganges ist ein Verfahren zur Sicherung und 
Entwicklung der Qualität in Studium und Lehre, bezogen auf die 
Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung einzelner Studiengänge, mit 
externer Beteiligung gemäß Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 2 
des Staatsvertrages über die Organisation eines gemeinsamen 
Akkreditierungssystems zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre an 
deutschen Hochschulen (Studienakkreditierungsstaatsvertrag) vom 28. 
September 2017 in Verbindung mit der dazu ergangenen Rechtsverordnung 
(Programmakkreditierung) durchzuführen. Auf der Grundlage der Akkreditierung 
entscheidet die Senatorin für Wissenschaft und Häfen unter Berücksichtigung 
der Übereinstimmung des geplanten Studienangebots mit der Wissenschafts- 
und Hochschulgesamtplanung sowie der Hochschulentwicklungsplanung, der 
Wirtschaftlichkeit und Effizienz gemäß § 110 Absatz 1 Nummer 2 über die 
Einrichtungsgenehmigung. Liegt die Akkreditierungsentscheidung noch nicht 
vor, kann die Senatorin für Wissenschaft und Häfen die Einrichtung des 
Studienangebots befristet genehmigen, wenn eine Prüfungsordnung in Kraft 
gesetzt ist. Eine Befristung kann auch auf andere Gründe gestützt werden. 
Eingerichtete Studienangebote sind in entsprechender Anwendung des Satzes 
1 in einem angemessenen Zeitraum zu akkreditieren. Alle Studienangebote sind 
regelmäßig und in den durch die Rechtsverordnung zum 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag festgelegten Zeitabständen zu 
reakkreditieren; Satz 1 gilt entsprechend. Wird die Akkreditierung oder die 
Reakkreitierung verweigert, entscheidet die Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen nach § 110 Absatz 1 Nummer 2 über die Schließung des Studiengangs. 
Das Gleiche gilt, wenn Akkreditierungsauflagen nicht erfüllt werden. 
(5) Wenn ein Verfahren zur Sicherung der Leistungsfähigkeit hochschulinterner 
Qualitätsmanagementsysteme mit externer Beteiligung gemäß Artikel 3 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 2 des Studienakkreditierungsstaatsvertrages in 
Verbindung mit der dazu ergangenen Rechtsverordnung (Systemakkreditierung) 
erfolgreich durchlaufen wurde und die Hochschule systemakkreditiert ist, erfolgt 
die Programmakkreditierung durch die Hochschule. Die hochschulinternen 
Qualitätsmanagementsysteme sind regelmäßig und in den durch die 
Rechtsverordnung zum Studienakkreditierungsstaatsvertrag festgelegten 
Zeitabständen zu reakkreditieren. 
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(6) Die Verfahren nach den Absätzen 4 und 5 können durch andere Verfahren 
ersetzt werden, wenn diese mit dem Akkreditierungsrat gemäß Artikel 9 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages und der Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen abgestimmt sind. Es gelten die Kriterien des Artikels 2 und die 
Verfahrensvorschriften des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 3 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages. Die Pflicht zur regelmäßigen 
Reakkreditierung in den durch die Rechtsverordnung zum 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag festgelegten Zeitabständen gilt 
entsprechend. 
 
§ 54 BremHG Bachelor- und Masterstudiengänge 
Die Abschlussgrade der Studiengänge der Hochschulen sind der Bachelor und 
der Master. Dies gilt für alle Studiengänge mit Ausnahme der 
Rechtswissenschaft an der Universität Bremen und des Studiengangs Freie 
Kunst an der Hochschule für Künste. Der Masterstudiengang kann einen 
Bachelorstudiengang fachlich fortführen und vertiefen oder – soweit der 
fachliche Zusammenhang gewahrt bleibt – fächerübergreifend erweitern, 
inhaltlich unabhängig von dem Bachelorstudiengang eine zusätzliche 
wissenschaftliche, künstlerische oder berufliche Qualifikation vermitteln oder als 
weiterbildender Studiengang auf qualifizierte berufspraktische Erfahrung nach 
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss aufbauen. Die Hochschulen 
strukturieren ihre Studiengänge in Modulform und führen ein einheitliches 
Leistungspunktesystem ein. 
 
§ 55 BremHG Regelstudienzeit 
(1) In den Prüfungsordnungen sind Studienzeiten vorzusehen, in denen ein 
berufsqualifizierender oder weiterer Abschluss erworben werden kann 
(Regelstudienzeit). Die Regelstudienzeit schließt Zeiten einer in den 
Studiengang eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit, praktische 
Studiensemester und Prüfungszeiten ein. 
(2) Die Regelstudienzeit ist maßgebend für die Gestaltung der Studiengänge 
durch die Hochschule, für die Sicherstellung des Lehrangebots, für die 
Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie die Ermittlung und Festsetzung der 
Ausbildungskapazitäten und die Berechnung von Studierendenzahlen bei der 
Hochschulplanung. 
(3) Die Regelstudienzeit in Studiengängen, die mit einem Bachelorgrad 
abgeschlossen werden und zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss 
führen, beträgt mindestens sechs und höchstens acht Semester. In 
Studiengängen, die mit einem Mastergrad abgeschlossen werden und zu einem 
weiteren berufsqualifizierenden Abschluss führen, beträgt die Regelstudienzeit 
mindestens zwei und höchstens vier Semester. Die Gesamtregelstudienzeit bis 
zum Masterabschluss beträgt höchstens 10 Semester, soweit nicht für 
Studiengänge, die mit einer durch Landesrecht geregelten staatlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, gesetzlich etwas anderes geregelt ist. In den 
künstlerischen Kernfächern Gesang, Komposition, Dirigieren, in der 
Instrumentalausbildung und im Fach Freie Kunst an der Hochschule für Künste 
kann die Regelstudienzeit für konsekutive Bachelor- und Masterstudiengänge 
abweichend auf höchstens 12 Semester festgelegt werden. Für Studiengänge, 
die nicht mit einem Bachelor- oder Mastergrad abgeschlossen werden, gelten 
die in den Prüfungsordnungen festgelegten Regelstudienzeiten fort. Die durch 
die Corona-Pandemie bedingten Beeinträchtigungen im Studien- und 
Prüfungsverlauf des Sommersemesters 2020 sind schwerwiegende Gründe im 
Sinne von § 15 Absatz 3 Ziffer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes. 
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(3a) Für Studierende, die im Wintersemester 2020/21 immatrikuliert oder nach § 
40 beurlaubt sind, gilt eine von Absatz 3 Sätze 1 bis 5 abweichende, um ein 
Semester verlängerte individuelle Regelstudienzeit. Für Studierende, denen 
aufgrund von Absatz 3 Satz 6 keine über die Förderungshöchstdauer 
hinausgehende Ausbildungsförderung von mindestens einem Semester gewährt 
wurde, gilt eine um insgesamt zwei Semester verlängerte individuelle 
Regelstudienzeit. Die Verlängerung der individuellen Regelstudienzeit nach Satz 
1 und Satz 2 bewirkt zugleich eine entsprechende Verschiebung der 
Fachsemesterzählung im ausbildungsförderungsrechtlichen Sinne und wirkt auf 
alle Fördertatbestände nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz. Die 
Senatorin für Wissenschaft und Häfen wird ermächtigt, für den Fall, dass die 
durch die Corona-Pandemie im Studien- und Prüfungsverlauf des 
Sommersemesters 2020 und des Wintersemesters 2020/21 aufgetretenen 
erheblichen Beeinträchtigungen weiter anhalten, die Regelung des Satzes 1 und 
2 durch Rechtsverordnung auch auf das Sommersemester 2021 und das 
Wintersemester 2021/2022 zu erstrecken. 
(4) Die Hochschulen organisieren Lehre, Studium und Prüfungen in der Regel 
so, dass ein Studium in Teilzeit ermöglicht wird. Die Einzelheiten dazu regeln die 
Hochschulen im Satzungsrecht. Dabei sind insbesondere Regelungen für die 
flexible Abfolge von Modulen, zur Frequenz des Prüfungsangebots und zu den 
Einzelheiten der Prüfungsvoraussetzungen und Prüfungsverfahren, zu den 
Auswirkungen auf die Regelstudienzeit und zu den Einzelheiten der 
Antragstellung zu treffen. 
4Die Regelstudienzeiten nach Absatz 3 erhöhen sich in diesem Fall 
entsprechend. Die erhöhten Regelstudienzeiten sind bei der Studienberatung zu 
berücksichtigen. Das Nähere regeln die Hochschulen durch Ordnung. 
 

3. Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 

 
 
 

§ 48 BremHG6 Semesterzeiten 
(1) Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen erlässt unter Beachtung 
überregionaler Regelungen Grundsätze, in deren Rahmen die Hochschulen die 
Semester- und die Lehrveranstaltungszeiten selbst festsetzen. Die Senatorin für 
Wissenschaft und Häfen kann eine Mindestlehrveranstaltungszeit festsetzen. In 
besonderen Ausnahmesituationen kann sie die Semester- und 
Lehrveranstaltungszeiten selbst festsetzen. 
(2) In der lehrveranstaltungsfreien Zeit sollen Möglichkeiten zur Studienberatung 
und Vertiefung des Studiums geboten werden. 
 
§ 50 BremHG Lehrangebot 
(1) Die Hochschule stellt auf der Grundlage einer nach Gegenstand, Zeit und 
Ort abgestimmten jährlichen Studienplanung das erforderliche Lehrangebot 
sicher. Dabei sind auch Möglichkeiten des Selbststudiums zu nutzen und 
Maßnahmen zu dessen Förderung zu treffen. Das Lehrangebot soll die Arbeit in 
kleinen Gruppen fördern und eine selbstständige Mitwirkung der Studierenden 
an der Gestaltung des Studiums ermöglichen. 
(2) Die Lehrangebotsplanung soll auch die Bedürfnisse von Studierenden 
berücksichtigen, die kein Vollzeitstudium absolvieren. 
 
§ 53 BremHG Studiengänge 
(1) Die Studiengänge werden durch Prüfungsordnungen geregelt und führen in 
der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss. Als berufsqualifizierend 
im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der Abschluss eines Studiengangs, durch 
den die fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine 
berufliche Einführung vermittelt wird. Soweit das jeweilige Studienziel eine 
berufs- oder fachpraktische Tätigkeit erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des 
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Studiums inhaltlich und zeitlich abzustimmen und nach Möglichkeit in den 
Studiengang einzuordnen. 
(2) Die Einrichtung eines neuen Studiengangs setzt ein Planungsverfahren 
voraus, das die Hochschule einleitet, wenn es nicht auf Grund der 
Hochschulgesamt- und Wissenschaftsplanung oder einer Ziel- und 
Leistungsvereinbarung von der Senatorin für Wissenschaft und Häfen 
eingeleitet wird. 
(3) Das Planungsverfahren wird von einer oder mehreren Hochschulen 
durchgeführt. Sachverständige aus benachbarten Hochschulen sollen an dem 
Planungsverfahren beteiligt werden. 
(4) Vor der Einrichtung eines Studienganges ist ein Verfahren zur Sicherung und 
Entwicklung der Qualität in Studium und Lehre, bezogen auf die 
Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung einzelner Studiengänge, mit 
externer Beteiligung gemäß Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 2 
des Staatsvertrages über die Organisation eines gemeinsamen 
Akkreditierungssystems zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre an 
deutschen Hochschulen (Studienakkreditierungsstaatsvertrag) vom 28. 
September 2017 in Verbindung mit der dazu ergangenen Rechtsverordnung 
(Programmakkreditierung) durchzuführen. Auf der Grundlage der Akkreditierung 
entscheidet die Senatorin für Wissenschaft und Häfen unter Berücksichtigung 
der Übereinstimmung des geplanten Studienangebots mit der Wissenschafts- 
und Hochschulgesamtplanung sowie der Hochschulentwicklungsplanung, der 
Wirtschaftlichkeit und Effizienz gemäß § 110 Absatz 1 Nummer 2 über die 
Einrichtungsgenehmigung. Liegt die Akkreditierungsentscheidung noch nicht 
vor, kann die Senatorin für Wissenschaft und Häfen die Einrichtung des 
Studienangebots befristet genehmigen, wenn eine Prüfungsordnung in Kraft 
gesetzt ist. Eine Befristung kann auch auf andere Gründe gestützt werden. 
Eingerichtete Studienangebote sind in entsprechender Anwendung des Satzes 
1 in einem angemessenen Zeitraum zu akkreditieren. Alle Studienangebote sind 
regelmäßig und in den durch die Rechtsverordnung zum 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag festgelegten Zeitabständen zu 
reakkreditieren; Satz 1 gilt entsprechend. Wird die Akkreditierung oder die 
Reakkreitierung verweigert, entscheidet die Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen nach § 110 Absatz 1 Nummer 2 über die Schließung des Studiengangs. 
Das Gleiche gilt, wenn Akkreditierungsauflagen nicht erfüllt werden. 
(5) Wenn ein Verfahren zur Sicherung der Leistungsfähigkeit hochschulinterner 
Qualitätsmanagementsysteme mit externer Beteiligung gemäß Artikel 3 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 2 des Studienakkreditierungsstaatsvertrages in 
Verbindung mit der dazu ergangenen Rechtsverordnung (Systemakkreditierung) 
erfolgreich durchlaufen wurde und die Hochschule systemakkreditiert ist, erfolgt 
die Programmakkreditierung durch die Hochschule. Die hochschulinternen 
Qualitätsmanagementsysteme sind regelmäßig und in den durch die 
Rechtsverordnung zum Studienakkreditierungsstaatsvertrag festgelegten 
Zeitabständen zu reakkreditieren. 
(6) Die Verfahren nach den Absätzen 4 und 5 können durch andere Verfahren 
ersetzt werden, wenn diese mit dem Akkreditierungsrat gemäß Artikel 9 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages und der Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen abgestimmt sind. Es gelten die Kriterien des Artikels 2 und die 
Verfahrensvorschriften des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 3 des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrages. Die Pflicht zur regelmäßigen 
Reakkreditierung in den durch die Rechtsverordnung zum 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag festgelegten Zeitabständen gilt 
entsprechend. 
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§ 54 BremHG Bachelor- und Masterstudiengänge 
Die Abschlussgrade der Studiengänge der Hochschulen sind der Bachelor und 
der Master. Dies gilt für alle Studiengänge mit Ausnahme der 
Rechtswissenschaft an der Universität Bremen und des Studiengangs Freie 
Kunst an der Hochschule für Künste. Der Masterstudiengang kann einen 
Bachelorstudiengang fachlich fortführen und vertiefen oder – soweit der 
fachliche Zusammenhang gewahrt bleibt – fächerübergreifend erweitern, 
inhaltlich unabhängig von dem Bachelorstudiengang eine zusätzliche 
wissenschaftliche, künstlerische oder berufliche Qualifikation vermitteln oder als 
weiterbildender Studiengang auf qualifizierte berufspraktische Erfahrung nach 
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss aufbauen. Die Hochschulen 
strukturieren ihre Studiengänge in Modulform und führen ein einheitliches 
Leistungspunktesystem ein. 
 
§ 55 BremHG Regelstudienzeit 
(1) In den Prüfungsordnungen sind Studienzeiten vorzusehen, in denen ein 
berufsqualifizierender oder weiterer Abschluss erworben werden kann 
(Regelstudienzeit). Die Regelstudienzeit schließt Zeiten einer in den 
Studiengang eingeordneten berufspraktischen Tätigkeit, praktische 
Studiensemester und Prüfungszeiten ein. 
(2) Die Regelstudienzeit ist maßgebend für die Gestaltung der Studiengänge 
durch die Hochschule, für die Sicherstellung des Lehrangebots, für die 
Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie die Ermittlung und Festsetzung der 
Ausbildungskapazitäten und die Berechnung von Studierendenzahlen bei der 
Hochschulplanung. 
(3) Die Regelstudienzeit in Studiengängen, die mit einem Bachelorgrad 
abgeschlossen werden und zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss 
führen, beträgt mindestens sechs und höchstens acht Semester. In 
Studiengängen, die mit einem Mastergrad abgeschlossen werden und zu einem 
weiteren berufsqualifizierenden Abschluss führen, beträgt die Regelstudienzeit 
mindestens zwei und höchstens vier Semester. Die Gesamtregelstudienzeit bis 
zum Masterabschluss beträgt höchstens 10 Semester, soweit nicht für 
Studiengänge, die mit einer durch Landesrecht geregelten staatlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, gesetzlich etwas anderes geregelt ist. In den 
künstlerischen Kernfächern Gesang, Komposition, Dirigieren, in der 
Instrumentalausbildung und im Fach Freie Kunst an der Hochschule für Künste 
kann die Regelstudienzeit für konsekutive Bachelor- und Masterstudiengänge 
abweichend auf höchstens 12 Semester festgelegt werden. Für Studiengänge, 
die nicht mit einem Bachelor- oder Mastergrad abgeschlossen werden, gelten 
die in den Prüfungsordnungen festgelegten Regelstudienzeiten fort. Die durch 
die Corona-Pandemie bedingten Beeinträchtigungen im Studien- und 
Prüfungsverlauf des Sommersemesters 2020 sind schwerwiegende Gründe im 
Sinne von § 15 Absatz 3 Ziffer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes. 
(3a) Für Studierende, die im Wintersemester 2020/21 immatrikuliert oder nach § 
40 beurlaubt sind, gilt eine von Absatz 3 Sätze 1 bis 5 abweichende, um ein 
Semester verlängerte individuelle Regelstudienzeit. Für Studierende, denen 
aufgrund von Absatz 3 Satz 6 keine über die Förderungshöchstdauer 
hinausgehende Ausbildungsförderung von mindestens einem Semester gewährt 
wurde, gilt eine um insgesamt zwei Semester verlängerte individuelle 
Regelstudienzeit. Die Verlängerung der individuellen Regelstudienzeit nach Satz 
1 und Satz 2 bewirkt zugleich eine entsprechende Verschiebung der 
Fachsemesterzählung im ausbildungsförderungsrechtlichen Sinne und wirkt auf 
alle Fördertatbestände nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz. Die 
Senatorin für Wissenschaft und Häfen wird ermächtigt, für den Fall, dass die 
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durch die Corona-Pandemie im Studien- und Prüfungsverlauf des 
Sommersemesters 2020 und des Wintersemesters 2020/21 aufgetretenen 
erheblichen Beeinträchtigungen weiter anhalten, die Regelung des Satzes 1 und 
2 durch Rechtsverordnung auch auf das Sommersemester 2021 und das 
Wintersemester 2021/2022 zu erstrecken. 
(4) Die Hochschulen organisieren Lehre, Studium und Prüfungen in der Regel 
so, dass ein Studium in Teilzeit ermöglicht wird. Die Einzelheiten dazu regeln die 
Hochschulen im Satzungsrecht. Dabei sind insbesondere Regelungen für die 
flexible Abfolge von Modulen, zur Frequenz des Prüfungsangebots und zu den 
Einzelheiten der Prüfungsvoraussetzungen und Prüfungsverfahren, zu den 
Auswirkungen auf die Regelstudienzeit und zu den Einzelheiten der 
Antragstellung zu treffen. Die Regelstudienzeiten nach Absatz 3 erhöhen sich in 
diesem Fall entsprechend. Die erhöhten Regelstudienzeiten sind bei der 
Studienberatung zu berücksichtigen. Das Nähere regeln die Hochschulen durch 
Ordnung. 
 
§ 59 BremHG Fernstudium, Multimedia 
(1) Bei der Reform von Studium und Lehre und bei der Bereitstellung des 
Lehrangebots sollen neben dem Präsenzstudium die Möglichkeiten eines 
Fernstudiums und der Informations- und Kommunikationstechnologie zur 
Entwicklung von digitalisierten Studien-, Lehr- und Prüfungsformaten genutzt 
werden. Das Land und die Hochschulen fördern dessen Entwicklung und 
Einsatz in Zusammenarbeit mit dem Bund, den Ländern und staatlichen oder 
staatlich geförderten Einrichtungen des Fernstudiums. 
(2) Eine Studien- oder Prüfungsleistung kann auch durch die erfolgreiche 
Teilnahme an einer anerkannten Fernstudieneinheit nachgewiesen werden, 
soweit diese im Rahmen von Absatz 1 Satz 2 entwickelt worden und dem 
entsprechenden Lehrangebot oder der entsprechenden Prüfungsleistung des 
Präsenzstudiums inhaltlich gleichwertig ist. Bei Hochschulprüfungen wird die 
inhaltliche Gleichwertigkeit von der Hochschule festgestellt. Wird das Studium 
durch eine staatliche Prüfung abgeschlossen, so regelt die Senatorin für 
Wissenschaft und Häfen die Feststellung der Gleichwertigkeit im Einvernehmen 
mit den zuständigen Behörden; die betroffenen Hochschulen sind zu hören. 
(3) Die Anerkennung kann einer überregionalen Stelle übertragen oder durch 
Abkommen mit anderen Ländern geregelt werden; dabei ist eine angemessene 
Mitwirkung der Hochschulen am Anerkennungsverfahren zu gewährleisten. 
 
§ 61 BremHG Prüfungen und Leistungspunktsystem 
(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung oder eine 
staatliche Prüfung abgeschlossen. 
(2) Für die Prüfungen in Studiengängen, die zum Lehramt führen, gelten 
ergänzend die Bestimmungen des Bremischen Lehrerausbildungsgesetzes und 
die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen rechtlichen Regelungen. Die 
universitäre Prüfung im Studiengang Rechtswissenschaft an der Universität wird 
durch eine Hochschulprüfungsordnung, die von der Senatorin für Wissenschaft 
und Häfen im Einvernehmen mit der Senatorin für Justiz und Verfassung zu 
genehmigen ist, geregelt. 
(3) Abschlussprüfungen können nach Maßgabe der Prüfungsordnungen gemäß 
§ 62 in Abschnitte geteilt und studienbegleitend durchgeführt werden. 
(4) Die Ergebnisse der Prüfungen, mit denen ein Studienabschnitt oder ein 
Studiengang abgeschlossen werden, sind zu benoten, die Ergebnisse der 
Prüfungen, mit denen ein Modul abgeschlossen wird, können benotet werden. 
(5) In modularisierten Studiengängen wenden die Hochschulen ein anerkanntes 
Leistungspunktesystem an, das die internationale Vergleichbarkeit sichert und 
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die Übertragung erbrachter Studien- und Prüfungsleistungen in andere 
Hochschulen und Studiengänge erleichtert. Zugleich sollen die Hochschulen 
von der Möglichkeit Gebrauch machen, gemäß § 54 Satz 4 die Studiensemester 
(Semesterstruktur) der Studiengänge durch ein Leistungspunktesystem zu 
ersetzen. 
 
§ 62 BremHG Prüfungsordnungen 
(1) Prüfungen können nur auf Grund vom Rektor oder der Rektorin genehmigter 
oder staatlich erlassener Prüfungsordnungen abgenommen werden. Die 
Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass die Gleichwertigkeit einander 
entsprechender Studienabschlüsse und die Möglichkeit des Hochschulwechsels 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes gewährleistet sind. Soweit gesetzlich 
nicht anderes bestimmt ist, bestehen sie aus einem auf die einzelnen 
bestehenden Hochschulgrade bezogenen allgemeinen Teil und einem die 
fachspezifischen Bestimmungen enthaltenden besonderen Teil und entsprechen 
den nachfolgend geregelten Anforderungen. Sofern Prüfungen in digitalisierten 
Formaten angeboten werden, kann die Senatorin für Wissenschaft und Häfen 
das Nähere zur Zulassung und Durchführung von Prüfungen und Prüfungsteilen 
in digitalisierten Formaten einschließlich von Regelungen zur eindeutigen 
Authentifizierung, zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung und 
zur Verhinderung von Täuschungshandlungen, zum Umgang mit technischen 
Problemen sowie zur Nutzung sicherer Übertragungssysteme und zur 
Sicherstellung der selbständigen und barrierefreien Nutzungsmöglichkeit durch 
Studierende mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen durch eine 
Rechtsverordnung bestimmen. Die Hochschulen sollen die Einzelheiten zur 
Zulassung und Durchführung von Prüfungen und Prüfungsteilen in digitalisierten 
Formaten durch Satzung festlegen, soweit dazu keine abschließenden 
Regelungen durch Rechtsverordnung vorgesehen sind. 
(2) Die Prüfungsordnungen regeln insbesondere: 
1.  Inhalt, Aufbau und Ziel des Studiums 
2.  den Gegenstand der Prüfung und die Gliederung in Prüfungsabschnitte 

sowie die möglichen Prüfungsformate einschließlich digitalisierter Formen 
3.  Prüfungsvoraussetzungen, -anforderungen und -verfahren sowie die 

Anrechnung nachgewiesener Kompetenzen und Fähigkeiten, die außerhalb 
des Hochschulbereichs erworben wurden und keine wesentlichen 
Unterschiede zu hochschulischen Studien- und Prüfungsleistungen 
aufweisen 

4.  die Prüfenden im Sinne von Absatz 3 und die Prüfungsorgane 
5.  die Beteiligung studentischer Vertreter oder studentischer Vertreterinnen 

und die Zulassung von Studierenden als Zuhörende 
6.  die Zulassung von Gruppenleistungen mit individuell abgrenzbaren 

Leistungen 
7.  Zahl, Art, Gewichtung und Bewertung von Prüfungsleistungen 
8.  bei studienbegleitenden Prüfungen die Abfolge der Prüfungsleistungen 
9.  die Fristen, innerhalb derer Prüfungsleistungen zu bewerten sind 
10.  die Regelstudienzeit oder die erforderliche Leistungspunktezahl 
11.  die Fristen für die Meldung zu den Prüfungen und zum Ablegen der Prüfung 

sowie die Voraussetzungen zum Ablegen der Prüfung vor Ablauf der für die 
Meldung festgesetzten Fristen und das Nähere zum Freiversuch 

12.  die Anrechnung von Prüfungsleistungen und Studienzeiten oder 
erworbenen Leistungspunkten 

13.  die Mitteilung von Ergebnissen und das Recht zur Akteneinsicht 
14.  die Wiederholbarkeit von Prüfungen unter Beachtung des § 37 Absatz 1 

Nummer 3 und Fristenregelung sowie im Fall besonderer Umstände sowohl 
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den Rücktritt von Prüfungen und Prüfungsleistungen auch ohne 
Begründung und bis zum Beginn der Prüfung oder der Ausgabe der 
Aufgabenstellung als auch die Möglichkeit und die Voraussetzungen eines 
einmaligen Freiversuchs, soweit die Prüfung nicht vor Ablauf der für die 
Meldung festgesetzten Fristen im Sinne von Nummer 11 erfolgt 

15.  Rechtsmittel und Verfahren 
16.  Hochschulgrade oder sonstige Zeugnisse und Bewertungen 
17.  Besonderheiten im Fall eines Studiums in Teilzeit nach § 55 Absatz 4. 
In den Prüfungsordnungen kann vorgesehen werden, dass die Hochschule eine 
Versicherung an Eides statt über die Eigenständigkeit der erbrachten 
Prüfungsleistungen verlangen und abnehmen kann. Die Prüfungsordnungen 
müssen die Inanspruchnahme von Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz und die Einhaltung von Beschäftigungsverboten sowie die 
Inanspruchnahme von Schutzfristen und Maßnahmen des Gesundheitsschutzes 
nach dem Mutterschutzgesetz gewährleisten sowie die besonderen Belange 
behinderter und chronisch kranker Menschen zur Wahrung der 
Chancengleichheit berücksichtigen. Die Prüfungsordnungen können für im 
Teilzeitstudium erbrachte Prüfungsleistungen gesonderte Regelungen zur 
Prüfungsart vorsehen. Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass 
die Abschlussprüfung innerhalb der Regelstudienzeit, ersatzweise unmittelbar 
nach dem Erwerb der erforderlichen Leistungspunkte, abgelegt werden kann. 
(3) Zu Prüfenden können alle, die das Prüfungsfach in der Regel haupt- oder 
nebenberuflich lehren, auch soweit sie als Wissenschaftler oder 
Wissenschaftlerinnen außerhalb der Hochschulen an wissenschaftlichen 
Einrichtungen einschlägig tätig sind, bestellt werden. Zu Beisitzern oder 
Beisitzerinnen dürfen nur Personen bestellt werden, die die entsprechende 
Hochschulprüfung abgelegt haben oder eine gleichwertige Qualifikation 
besitzen. Abschlussprüfungen, Teile davon sowie Prüfungen, die nicht 
wiederholt werden können, sind von mindestens zwei Prüfenden zu bewerten. 
(4) Überschreiten Studierende die in der Prüfungsordnung festgelegte 
Regelstudienzeit um vier Semester, ohne sich zur Abschlussprüfung gemeldet 
zu haben, so werden sie von der Hochschule unter Fristsetzung aufgefordert, an 
einer besonderen Studienberatung teilzunehmen; bei erfolglosem Fristablauf 
können die Studierenden gemäß § 42 exmatrikuliert werden. Das 
Sommersemester 2020 und das Wintersemester 2020/2021 bleiben bei der 
Berechnung der Semesteranzahl nach Satz 1 außer Betracht, wenn 
Studierende ohne eigenes Verschulden die erforderlichen Studien- und 
Prüfungsleistungen nicht erbringen konnten. Ein eigenes Verschulden ist auch 
dann nicht gegeben, wenn die Studien- und Prüfungsleistungen aufgrund der 
mit den besonderen Umständen verbundenen Beeinträchtigungen in sozialer, 
familiärer, gesundheitlicher oder psychischer Hinsicht nicht erbracht werden 
konnten. Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass die Regelung der Sätze 2 und 3 auch für 
das Sommersemester 2021 Anwendung findet, soweit es auch in diesem 
Semester aufgrund der Corona-Pandemie zu erheblichen Beeinträchtigungen 
im Studien- und Prüfungsverlauf kommt. 
 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 
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 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben  


